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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Ausdehnung des mit 
Verordnung (EWG) Nr. 3590/73 vom 28. Dezember 1973 eröffneten 
Gemeinschaftszollkontingents für Zeitungsdruckpapier der Tarifstelle 48.01 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs auf bestimmte Papiere der Tarifstelle 48.01 E 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 1 13 und 28, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat mit Verordnung (EWG) Nr. 3590/73 
vom 28. Dezember 1973 *) für das Jahr 1974 ein zoll- 
freies Gemeinschaftszollkontingent von 3 053 000 
Tonnen für Zeitungsdruckpapier der Tarif stelle 48.01 
A des Gemeinsamen Zolltarifs eröffnet und zwischen 
den Mitgliedstaaten aufgeteilt. Auf Grund der Zu- 
sätzlichen Vorschrift zu Kapitel 48 gilt als Zeitungs- 
druckpapier im Sinne der Tarif stelle 48.01 A Papier, 
weiß oder in der Masse leicht gefärbt, mit einem 
Anteil an Holzschliff (bezogen auf die Gesamtfaser- 
menge) von 70 Hundertteilen oder mehr, mit einer 
Glättezahl nach Bekk von nicht mehr als 130 sec, 
nicht geleimt, mit einem Quadratmetergewicht von 
40 bis 57 g, mit Wasserlinien, deren Abstand von- 
einander mindestens 4 cm, aber nicht mehr als 10 cm 
beträgt, in Rollen mit einer Breite von 31 cm oder 
mehr, mit einem Gehalt an Füllstoff von nicht mehr 
als 8 Gewichtshundertteilen, und zum Herstellen 
von Zeitungen, Wochenschriften und anderen perio- 
dischen Druckschriften der Tarifnr. 49.02, die minde- 
stens zehnmal im Jahr erscheinen, bestimmt. 

Da zur Zeit auf dem Weltmarkt Mangel an Papier 
herrscht, das sämtlich vorgenannten Voraussetzun- 
gen und insbesondere diejenige betreffend Wasser- 
linie erfüllt, ist es zweckmäßig, vorübergehend im 
Rahmen einer entsprechenden mengenmäßigen Be- 
schränkung das genannte Zollkontingent auf be- 
stimmte Papiere auszudehnen, die alle diese Voraus- 
setzungen außer denjenigen betreffend Wasserlinie 
erfüllen und gegenwärtig zu Tarifstelle 48.01 E ge- 
hören - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten werden ermächtigt, bis zum 
31. Dezember 1974 auf das mit Verordnung 
(EWG) Nr. 3590/73 vom 28. Dezember 1973 eröff- 
nete Gemeinschaftszollkontingent für Zeitungs- 
druckpapier der Tarif stelle 48.01 A des Gemein- 
samen Zolltarifs bis zu 50 v. H. der ihnen zuge- 
wiesenen Quoten auf Einfuhren von Papier der 
Tarifstelle 48.01 E anzurechnen, das - abgesehen 
von dem Kriterium der Wasserlinien - der Be- 
griffsbestimmung des in der Zusätzlichen Vor- 
schrift zu Kapitel 48 beschriebenen Zeitungs- 
druckpapiers entspricht. 

2. Die Einfuhren dieses Papiers, die innerhalb des 
genannten Zollkontingents zollfrei sind, sind 
nicht auf die im Rahmen bestimmter Freihandels- 
abkommen festgesetzten Richtplafonds anzurech- 
nen. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, um zu gewährleisten, daß dieses Papier 
tatsächlich zum Herstellen von Zeitungen, Wochen- 
schriften und anderen periodischen Druckschriften 
bestimmt ist, die mindestens zehnmal im Jahr er- 
scheinen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 365 
vom 31. Dezember 1973, S. 36 
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Begründung 


1. Der vorliegende Verordnungsvorschlag geht auf 
einen Antrag der Benelux-Länder zurück, wonach 
Papiere, die alle Beschaffenheitsmerkmale von Zei- 
tungsdruckpapier (vergleiche Zusätzliche Vorschrift 
zu Kapitel 48) außer derjenigen betreffend Wasser- 
linien aufweisen, ebenso zollfrei zugelassen werden, 
sollen wie Zeitungsdruckpapier der Tarifstelle 48.01 
A. Dieser Antrag mit Versorgungsschwierigkeiten 
der verbrauchenden Industrien begründet, denen 
diese infolge des auf dem Weltmarkt herrschenden 
Mangels an Zeitungsdruckpapier gegenwärtig ge- 
genüberstehen. 

2. Diese Frage wurde auf verschiedenen von der 
Kommission organisierten Sitzungen unter Zu- 
grundelegung von drei Lösungsmöglichkeiten ge- 
prüft, die sich während der Erörterungen ergeben 
haben, nämlich: 

a) während eines begrenzten Zeitraums Streichung 
des Kriteriums der Wasserlinie in der Begriffs- 
bestimmung für Zeitungsdruckpapier, die in der 
Zusätzlichen Vorschrift zu Kapitel 48 des Gemein- 
samen Zolltarifs enthalten ist; 

b) Schaffung eines Zollkontingents mit herabgesetz- 
tem Zollsatz innerhalb der Tarifstelle 48.01 E für 
Papiere, die alle Beschaffenheitsmerkmale von 
Zeitungsdruckpapier mit Ausnahme der Wasser- 
linie besitzen; 

c) Möglichkeit der - gegebenenfalls mengenmäßig 
begrenzten - Anrechnung der Einfuhren von Pa- 
pier ohne Wasserlinien auf das mit Verordnung 
(EWG) Nr. 3590/73 vom 28. Dezember 1973 eröff- 
nete Gemeinschaftszollkontingent für Zeitungs- 


druckpapier (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 365 vom 31. Dezember 1973). 

3. In diesen Sitzungen hat es sich gezeigt, daß ange- 
sichts der voraussichtlich zeitlichen Begrenzung der 
derzeitigen Mangellage und der Tatsache, daß der 
Papiersektor in der Gemeinschaft sehr empfindlich 
ist und die mit bestimmten Lieferländern geschlos- 
senen Abkommen diesbezüglich Sonderbestimmun- 
gen enthalten, nur über die vorstehend zuletzt ge- 
nannte Lösung Einstimmigkeit erzielt werden 
könnte, sofern diese Papiere in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten einer sehr strengen Überwachung unter- 
stellt würden, so daß gewährleistet ist, daß sie der in 
der Zusätzlichen Vorschrift zu Kapitel 48 angegebe- 
nen Verwendung tatsächlich zugeführt werden. 

Bezüglich der mengenmäßigen Beschränkung, über 
die die Auffassungen der Mitgliedstaaten noch etwas 
auseinandergehen, ist die Kommission der Auffas- 
sung, daß es bei der augenblicklichen Lage vorzu- 
ziehen ist, die Anrechnung auf das Zollkontingent 
nur bis zu 50 v. H. der den Mitgliedstaaten bei Auf- 
teilung der Kontingentsmenge zugewiesenen Quoten 
zu gestatten. 

4. Der Verordnungsvorschlag sieht ferner unter Be- 
rücksichtigung des in diesem Bereich angestrebten 
Zieles vor, die Einfuhren von Papier ohne Wasser- 
linien der Tarifstelle 48.01 E, die auf Grund des ge- 
nannten Zollkontingents Zollfreiheit erhalten, nicht 
auf die für diese Tarifstelle festgesetzten Richtpla- 
fonds anzurechnen, die im Rahmen der von der Ge- 
meinschaft mit den nicht beitretenden EFTA-Ländern 
geschlossenen Freihandelsabkommen vorgesehen 
sind. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
9 . Mai 1974 - 1/4 -680 70- E- Ze 6/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 5. April 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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